
Ausgangslage 

begnügt sich mit allzu apodiktischen oder auch nur formelhaft3 und un­
differenzierten4 Äusserungen, ohne die nötigen Hinweise zu geben oder 
die klärende Sachaussage zu treffen, so dass man bisweilen nicht erkennen 
kann, von welchen Überlegungen er sich in seiner Entscheidung hat lei­
ten lassen. Des öfteren beruft sich auch der Staatsgerichtshof zur Begrün­
dung von Teilen seiner Entscheidungen kommentarlos auf die Vorrecht­
sprechung, auch wenn sie nicht einheitlich verlaufen ist.5 Es verwundert 
daher nicht, wenn seine Aussagen gelegentlich dogmatisch nicht genügend 
vertieft sind und Korrekturen an der Rechtsprechung vorgenommen wer­
den müssen. Diesen Vorwurf räumt denn der Staatsgerichtshof gelegent­
lich auch selber ein. So erachtet er es beispielsweise in StGH 1996/356 als 
angebracht, eine (frühere) Rechtsauffassung nunmehr einer Uberprüfung 
zu unterziehen, "zumal diese seinerzeit nur in einem obiter dictum ver­
treten und nicht näher begründet (gewesen) ist." 

3 So werden etwa in StGH-Entscheidung vom 6. Oktober 1960, ELG 1955 bis 1961, S. 151 
(153 ff.), die Art. 11,23 und 24 Abs. 3 StGHG genannt und daraus gefolgert, dass der Staats­
gerichtshof über die Verfassungsmässigkeit des Grundverkehrsgesetzes und die Gesetz­
mässigkeit der Verordnung zum Grundverkehrsgesetz zu befinden habe, soweit deren 
Verfassungs- bzw. Gesetzmässigkeit im Rahmen der Beschwerde angefochten werde oder 
soweit er das Grundverkehrsgesetz und die Verordnung im gegenständlichen Fall unmit­
telbar anzuwenden habe. Im Verlauf der Ausfuhrungen wird jedoch darauf kein Bezug 
genommen. Der Staatsgerichtshof scheint auch die Prüfung nicht in diesem Umfang vor­
genommen zu haben, wenn er abschliessend festhält, dass er nur im Rahmen der zu be­
handelnden Beschwerdegründe die Verfassungsmässigkeit des Grundverkehrsgesetzes zu 
prüfen gehabt habe (S. 159 f.). Der Staatsgerichtshof müsste zumindest einen kurzen Hin­
weis darauf geben, warum er nur im Rahmen der Beschwerdegründe geprüft hat, wenn er 
schon einleitend eine weitergehende Prüfung in Aussicht gestellt hat. Als weitere Beispie­
le: StGH 1963/3, Entscheidung vom 17. Oktober 1963, ELG 1963 bis 1966, S. 209 (210 f.); 
StGH 1970/4, Entscheidung vom 11. Januar 1971, ELG 1967 bis 1972, S. 263 (264); StGH 
1972/1, Entscheidung vom 6. Juli 1972, ELG 1973 bis 1978,S. 336(339), und StGH 1972/6, 
Entscheidung vom 26. März 1973, ELG 1973 bis 1978, S. 352 (354). 

4 Wenn der Staatsgerichtshof beispielsweise in StGH 1981/5, Urteil vom 14. April 1981, LES 
1982, S. 57 (58), sagt, dass er gezwungen sei, die bezeichnete Gesetzesstelle auf ihre Ver­
fassungsmässigkeit zu prüfen, nachdem ein "ausdrücklicher Antrag auf Aufhebung" ge­
stellt worden sei, so ist ihm entgegenzuhalten, dass er zuvor auch dann ein Normenkon­
trollverfahren durchgeführt hat, wenn nicht ein ausdrücklicher Antrag auf Aufhebung vor­
gelegen hatte. Denn - so gibt er zu verstehen - ein Antrag eines Gerichtes gemäss Art. 28 
Abs. 2 StGHG könne nichts anderes bedeuten als gleichzeitig ein Antrag auf Aufhebung 
einer Rechtsnorm wegen Verfassungs- oder Gesetzwidrigkeit. Vgl. etwa StGH 1978/8, 
Entscheidung vom 11. Oktober 1978, LES 1981, S. 5 (6), und StGH 1977/10, Entscheidung 
vom 19. Dezember 1977, LES 1981, S. 56 (57). Ein anderes Beispiel stellt der Grössenschluss 
in StGH-Entscheidung vom 16. Juni 1954, ELG 1947 bis 1954, S. 266 (268 f.), dar. 

5 Vgl. etwa StGH 1997/28, Urteil vom 29. Januar 1998 (noch nicht veröffentlicht), S. 10, 
zum Verordnungsbegriff in seiner Rechtsprechung. 

6 StGH 1996/35, Urteil vom 24. April 1997 (noch nicht veröffentlicht), S. 13 f. 
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